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Sitzungsdatum 
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Drucksachen-Nr.

Betreff
Zuständiger 
Bereich

Realisierung Erledigt

27.06.2013 
Ö 2 
FB4/181/2013  

Antrag auf Rückbau der Schrankenanlage 
Bommershöfer Weg und 4. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 211 B, Meerbusch-Osterath, 
Wohngebiet nördlich Bommershöfer Weg; 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB i. V. m. 
§§ 1 (8) BauGB und 13a BauGB

Stadtplanung und 
Bauaufsicht

Der Aufstellungsbeschluss wird zusammen mit dem noch vom APL zu fassenden 
Beschluss über eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung amtlich 
bekanntgemacht. Das weitere Vorgehen bzgl. der Art und Vorbereitung der 
frühzeitigen Bürgerbeteiligung ist festzulegen. Der Arbeitskreis Osterath hat 
zwischenzeitlich dem APL empfohlen, ein Verkehrsgutachten in Auftrag zu geben. 
Dieser Empfehlung ist der APL am 2.9.2014 gefolgt.

 

26.09.2013 
Ö 13 
SFI/636/2013  

Klage gegen die Abundanzabgabe Finanzen Die von den klageführenden Städten und Gemeinden beauftragten Frau Professor 
Färber und Herr Professor Kirchhof arbeiten an der schriftlichen Niederlegung 
ihrer Gutachten und haben für Anfang September einen schriftlichen Entwurf 
angekündigt. 
Die beauftragte Kanzlei wird dann den Verfassungsbeschwerdeschriftsatz 
entwerfen, der zusammen mit den beiden Gutachten Ende September 
endbearbeitet werden soll.

 

20.02.2014 
Ö 2 
FB4/746/2014  

Bebauungsplan Nr. 303, Meerbusch-Bösinghoven, 
Von-Arenberg-Straße/Auf der Scholle; 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 
13a BauGB

Stadtplanung und 
Bauaufsicht

Der Aufstellungsbeschluss ist bekanntgemacht. 07.10.2014

15.05.2014 
Ö 14.1 
FB5/0020/2014  

Abschluss einer Vereinbarung mit der Stadt 
Düsseldorf zum Bau der Verlängerung Böhlerstraße

Straßen und 
Kanäle

Die Gespräche mit der Stadt Düsseldorf konnten wegen zu klärender Details noch 
nicht zu einem Abschluss gebracht werden.

 

25.09.2014 
Ö 3 
FB4/0050/2014  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in 
Meerbusch-Langst-Kierst im Bereich der Straße "Zur 
Rheinfähre" 
1. Beschluss über Stellungnahmen 
2. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB

Stadtplanung und 
Bauaufsicht

Der Satzungsbeschluss wird kurzfristig bekannt gemacht.  

25.09.2014 
Ö 4 
FB1/0048/2014  

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl der 
Vertretung der Stadt Meerbusch und der Wahl der 
Bürgermeisterin am 25. Mai 2014

Bürgerbüro, 
Sicherheit und 
Umwelt

Der Beschluss wurde gem. § 65 Satz 1 Nr. 1 KWahlO der Aufsichtsbehörde 
bekanntgegeben. Die öffentliche Bekanntmachung gemäß § 65 Satz 2 KWahlO 
erfolgt am 10. Oktober 2014.

06.10.2014

25.09.2014 
Ö 5 
FB1/0054/2014  

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl des 
Integrationsrates der Stadt Meerbusch am 25. Mai 
2014

Bürgerbüro, 
Sicherheit und 
Umwelt

Der Beschluss wurde gem. § 65 Satz 1 Nr. 1 KWahlO der Aufsichtsbehörde 
bekanntgegeben. Die öffentliche Bekanntmachung gemäß § 65 Satz 2 KWahlO 
erfolgt am 10. Oktober 2014.

06.10.2014

25.09.2014 
Ö 6 
FB2/0065/2014  

Bestellung einer/eines Behindertenbeauftragten Soziale Hilfen und 
Jugend

Herr Dr. Chaillié wurde über die erneute Bestellung zum Behindertenbeauftragten 
mit Schreiben vom 6. Oktober 2014 informiert.

06.10.2014

25.09.2014 
Ö 7 
ZD/0026/2014  

Besetzung des Jugendhilfeausschusses, des 
Ausschusses für Schule und Sport und des 
Sozialausschusses

Zentrale Dienste Die Änderung der Ausschussbesetzung wurde durchgeführt. 06.10.2014



25.09.2014 
Ö 7.1 

Antrag der UWG-Fraktion zur 
Ausschussumbesetzung des Kulturausschusses und 
des Sozialausschusses

Zentrale Dienste Die Änderung der Ausschussbesetzung wurde vorgenommen. 06.10.2014

25.09.2014 
Ö 8 

Standortsuche für den Konverter; Bericht aus der 
Bürgermeisterkonferenz am 16. September 2014

Bürgermeisterin Die Resolution wurde am 6. Oktober 2014 an die Amprion GmbH, 
Bundeskanzlerin Angela Merkel, das Bundesministerium für Umwelt. Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit und die Bundesnetzagentur verschickt.

06.10.2014

25.09.2014 
Ö 9.1 
ZD/0005/2014  

Anträge der FDP-Fraktion vom 25. August 2014 betr. 
Änderung der Geschäftsordnung des Rates

Zentrale Dienste Ein Vorschlag zur Änderung der Geschäftsordnung wird dem Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsförderungsausschuss in seiner Sitzung am 13. November 2014 
vorgelegt.

 


